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Antrag der Fraktion FREIE WÄHLER nach § 76 Abs. 2 GOLT 
 
 
 

Die Fraktion FREIE WÄHLER hat mit Schreiben vom 11. November 2022 beantragt, folgenden 

Punkt gemäß § 76 Abs. 2 GOLT auf die Tagesordnung der nächsten Sitzung zu setzen: 

 

„Gefängnis-Welle durch Klimaschutzaktivisten der ,Letzten Generation‘“. 
 

Begründung: 
 

Die Presseberichterstattung war in den letzten Wochen gefüllt, von den zahlreichen Aktionen der Kli-

maschutz-Gruppe „Letzte Generation“, deren Mitglieder sich mittlerweile bundesweit täglich an Stra-

ßen festkleben und damit den Verkehr blockieren. Dies hatte jetzt in Bayern drastische Konsequenzen 

zur Folge. Mehrere Klimaschutz-Aktivisten hatten sich auf einem zentralen Verkehrsknotenpunkt in 

der Münchner Innenstadt festgeklebt, was für mehr als zwei Stunden zu massiven Verkehrsbehinde-

rungen führte. Die Beteiligten wurden wegen Nötigung sowie Verstößen gegen das Versammlungsge-

setz angezeigt, was sie nicht davon abhielt, die Aktion am gleichen Ort nochmal zu wiederholen. Da 

zudem weitere Blockadeaktionen angekündigt wurden, wurde beim zuständigen Amtsgericht polizeili-

cher Gewahrsam bis max. zum 2. Dezember (mithin 30 Tage) beantragt. Der Unterbindungsgewahrsam 

wurde in zwölf Fällen für 30 Tage angeordnet, in weiteren Fällen für eine kürzere Dauer. In Reaktion 

darauf, riefen die Klimaschutz-Aktivisten „Letzte Generation“ ihre Mitglieder im Internet nun dazu 

auf, eine „Gefängniswelle“ zu starten.  

 

Auch in Rheinland-Pfalz besteht nach den §§ 14, 15, 17 Abs. 2 POG die Möglichkeit, Personen u.a. 

zur Verhinderung einer unmittelbar bevorstehenden Begehung oder Fortsetzung einer Straftat oder 

einer Ordnungswidrigkeit von erheblicher Bedeutung bis zu sieben Tage in Gewahrsam zu nehmen. 

 

Vor diesem Hintergrund wird die Landesregierung um Berichterstattung gebeten, zu Anzahl und Dauer 

der Ingewahrsamnahmen von Klimaschutzaktivisten der „Letzten Generation“ in Rheinland-Pfalz und 

ob und wenn ja wie sich Polizei und Justiz auf die oben genannte Problematik vorbereiten. 


